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Antrag 
der Abgeordneten Petra Bläss, Dr. Heidi Knake-Werner, Heidemarie Lüth, Rosel 
Neuhäuser, Christina Schenk und der Gruppe der PDS 

Beobachterstatus des Vatikans bei den Vereinten Nationen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

in der Generalversammlung der Vereinten Nationen eine Reso-
lution einzubringen, mit der die auf dem Beobachterstatus be-
ruhenden Mitwirkungsrechte des Heiligen Stuhls innerhalb der 
Vereinten Nationen künftig auf die ihn direkt betreffenden Ange-

legenheiten zurückgeführt werden. 

Bei allen internationalen Aktivitäten der Vereinten Nationen, die 
sich explizit mit dem Geschlechterverhältnis befassen, sollen dem 
Heiligen Stuhl wegen der durch ihn praktizierten Geschlechter

-

apartheid solche Mitwirkungsrechte verweigert werden. 

Bonn, den 14. März 1996 

Petra Bläss 
Dr. Heidi Knake-Werner 
Heidemarie Lüth 
Rosei Neuhäuser 
Christina Schenk 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 

Begründung 

1. Der Vatikan hat in den letzten Jahren vielfältige Aktivitäten 
unternommen, um in den Bereichen Bevölkerungspolitik, Fa-
milienplanung und Frauenrechte progressive Entwicklungen 
auf internationaler Ebene zu verhindern oder zu stoppen. Die 
massive Einflußnahme von Vertretern des Vatikans auf die Vor-
bereitung und Durchführung des Weltumweltgipfels in Rio, der 
Weltbevölkerungskonferenz in Kairo und der Weltfrauenkon-
ferenz in Peking waren dafür Beispiele. 

2. Als Nichtmitglied hat der Vatikan innerhalb der Vereinten Na-
tionen einen Beobachterstatus, der nicht dem Vatikanstaat, 
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sondern der „nichtstaatlichen souveränen Macht des Heiligen 
Stuhls" durch die Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen 1964 verliehen wurde. 

Der Beobachterstatus von Nichtmitgliedern hat sich aus der 
Praxis der Vereinten Nationen entwickelt, möglichst vielen 
Staaten, Befreiungsbewegungen und regionalen Zusammen-
schlüssen die Teilnahme an der Debatte der Generalver-
sammlung der UNO zu den sie besonders berührenden Pro-
blemen auch dann zu ermöglichen, wenn diese nicht 
Vollmitglieder der Vereinten Nationen sind. Der Beobachter-
status von Nichtmitgliedern ist von seinen Ursprüngen her ein 
fallspezifischer Beobachterstatus. 

Für eine Reihe von Nichtmitgliedstaaten hat sich aus diesem 
fallspezifischen Beobachterstatus seitdem in der Praxis durch 
Übergabe eines entsprechenden Akkreditierungsschreibens 
an den UNO-Generalsekretär ein formeller Beobachterstatus 
entwickelt. Da der Heilige Stuhl aufgrund der Lateranverträ-
ge Völkerrechtssubjekt wie ein Staat ist, besitzt auch er ge-
genwärtig einen formellen Beobachterstatus. 

Mitwirkungsrechte formeller Beobachter sind bislang nicht 
durch internationale Verträge vereinbart worden. Die Wiener 
Konvention über Staatenvertretungen bei universellen inter-
nationalen Organisationen beschränkt die Rechte von Nicht-
mitgliedern mit Beobachterstatus ausschließlich auf Angele-
genheiten, die diese Staaten selbst direkt betreffen und führt 
als Rechte auf: 

- die Vertretung und Wahrung der Interessen des Sende-
staates und die Aufrechterhaltung einer ständigen Verbin-
dung mit der jeweiligen Organisation, 

- die Beobachtung der Tätigkeit der jeweiligen Organisation 
und die Berichterstattung darüber an den Sendestaat und 

- die Förderung der Zusammenarbeit mit der Organisation 
und Verhandlungen mit dieser. 

Die Probleme der Familienplanung, der Rechte von Frauen, 
über ihre Sexualität, ihren Körper und ihre Gebärfähigkeit 
selbst zu entscheiden, berühren weder die existentiellen In-
teressen der nichtstaatlichen souveränen Macht des Heiligen 
Stuhls noch seine Beziehungen zu den Vereinten Nationen. 
Dennoch hat sich der Heilige Stuhl gerade in diesen Fragen in 
die Arbeit internationaler Konferenzen unter Schirmherrschaft 
der UNO in besonders starkem Maße zuungunsten von Frauen 
aktiv eingemischt. 

Eine Rückverweisung der Rechte des Heiligen Stuhls auf Fra-
gen, die sein Verhältnis zu den Vereinten Nationen betreffen 
und die Verweigerung eines Mitwirkungsrechtes bei interna-
tionalen Aktivitäten der UNO, die sich explizit mit dem Ge-
schlechterverhältnis befassen, ist deshalb schon aus dem We-
sensgehalt des Beobachterstatus selbst geboten. 
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3. Der Heilige Stuhl hält die mit dem Beobachterstatus verbun-
dene Anerkennung der Prinzipien der VN-Charta hinsichtlich 
der in dieser Charta und in diversen Konventionen und Ent-
schließungen der Vereinten Nationen enthaltenen gleichen 

Rechte von Frauen und Männern nicht ein. 

Durch die fortlaufende Diskriminierung von Frauen in der Hier-
archie der Katholischen Kirche, ihren Ausschluß vom Priester-
amt, ihrer Nichtberufung in höhere Kirchenämter und ihren 
Ausschluß von der Berufung zur Päpstin praktiziert der Heili-
ge Stuhl in seinem Zuständigkeitsbereich seit Jahrhunderten 

Geschlechterapartheid. 

Diese widerspricht den Prinzipien der UNO. 

In anderen Fällen von schwerwiegenden Verletzungen der 
UNO-Prinzipien wie z. B. durch das Apartheidregime in 
Südafrika oder das Franco-Regime in Spanien hat die interna-
tionale Staatengemeinschaft in der Vergangenheit mit Sank-
tionen wie der Verhängung von umfassenden Boykottmaß-

nahmen reagiert. 

Angesichts dessen erscheint die Rückführung der Mitwir-
kungsrechte des Heiligen Stuhls auf die eines fallspezifischen 
Beobachterstatus und der Ausschluß von allen internationalen 
Aktivitäten der UNO, die sich explizit mit dem Geschlechter-
verhältnis befassen, für den Zeitraum der fortgesetzten Diskri-
minierung von mehr als der Hälfte der Weltbevölkerung als 

Mindestmaßnahme als dringend geboten. 

Eine völlige Aberkennung aller mit dem Beobachterstatus ver-
bundenen Mitwirkungsrechte des Heiligen Stuhls innerhalb 
der Vereinten Nationen wird nicht angestrebt, da das soziale 
und caritative Engagement des Heiligen Stuhls sowie seine 
Vermittlungsfunktion in Konfliktfällen weiterhin ermöglicht 

werden sollen. 

 




